
 

Seite 1 von 35 

 

Markt Cadolzburg   I   Rathausplatz 1   I   90556 Cadolzburg   I   www.cadolzburg.de 

Bebauungsplan  I  Baugestaltung  I  Bauvorhaben  I  Weitere Informationen 

Baugebiet „Egersdorf-Nord, 2. Bauabschnitt 

Baufibel 



 

Seite 2 von 35 

 
Inhalt 
 
 
 
Einführung Bebauungsplan 
Aufgaben der Bauleitplanung .............................................................................................. 4 
Ziele des Bebauungs- und Grünordnungsplanes ................................................................ 6 
 
Festsetzungen Bebauungsplan 
Art der baulichen Nutzung ................................................................................................... 8 
Maß der baulichen Nutzung ................................................................................................ 8 
Bauweise / überbaubare Grundstücksfläche ..................................................................... 12 
Höhenlage, Dachformen und Gebäudehöhe ..................................................................... 15 
 
 
 
Baugestaltung 
Grundstücksgestaltung...................................................................................................... 18 
Gebäubegestaltung ........................................................................................................... 20 
 

Bauausführung 
Ökologische Gebäudeausstattung .................................................................................... 22 
Entwässerung und Rückstauschutz .................................................................................. 22 
 
 
 
Bauvorlagen zum Bauvorhaben 
Bauantrag.......................................................................................................................... 25 
Baugenehmigung .............................................................................................................. 27 
Anzeigepflichten ................................................................................................................ 29 
 

Weitere Informationen 
Ansprechpartner im Bauamt Cadolzburg........................................................................... 30 
Ansprechpartner im Landratsamt Zirndorf ......................................................................... 30 
Weitere Ansprechpartner................................................................................................... 31 
Linksammlung ................................................................................................................... 31 
Ansprechpartner zur Erschließung .................................................................................... 32 
Ansprechpartner zum Bauablauf ....................................................................................... 33 



 

Seite 3 von 35 

 
Vorwort 
 
 
Sehr geehrte Bürger und Neubürger im Baugebiet Egersdorf-Nord, 
 
Herzlich Willkommen in Cadolzburg!  
 
Die Erschließungsarbeiten im Baugebiet nähern sich im Herbst 2013 dem Ende und viele 
von Ihnen haben bereits den Grunderwerb getätigt und sind nun dabei den Bauantrag vor-
zubereiten und einzureichen. Hierzu wollen wir Ihnen und Ihren Architektinnen und Archi-
tekten mit dieser Baufibel eine Unterstützung anbieten, um grundlegende Regeln und Ver-
fahrensschritte auf dem Weg zu Ihrem Eigenheim kennen zu lernen und wichtige Fragen 
frühzeitig zu klären. 
 
Unsere Baufibel erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit oder ersetzt die verbindli-
chen Regelungen des Bebauungsplanes mit den gesetzlichen Vorschriften, sondern 
möchte in anschaulicher und vereinfachter Weise die grundlegenden Festsetzungen und 
Vorgaben aufzeigen und erläutern.  
 
Von Seiten des Bauamtes Cadolzburg wollen wir Ihnen mit dieser Baufibel unsere Erfah-
rungen und Antworten auf regelmäßig gestellte Fragen bei Neubauvorhaben weitergeben.  
Die Baufibel wird stetig ergänzt und aktualisiert für Sie zum Download angeboten. Für 
Rückfragen und Anregungen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Ihr 1. Bürgermeister 
 
Bernd Obst 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Foto: Margit Hofmann, Die Fotografin
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Aufgaben der Bauleitplanung 
 
Die Gemeinde hat die Aufgabe die bauliche Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe des Baugesetzbuches (BauGB) vorzubereiten und zu leiten. […] Hierzu 
gehört auch die Entwicklung der mit der Bebauung in Verbindung stehenden Nutzung des 
Bodens. […] Bauleitpläne, das ist der Flächennutzungsplan für das gesamte Gemeinde-
gebiet und Bebauungspläne für örtlich abgegrenzte Bereiche, sind aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Im Verfah-
ren hat die Gemeinde die Verpflichtung zur Ermittlung und Berücksichtigung sowie sach-
gerechten Behandlung der von der Planung berührten öffentlichen und privaten Belange.  
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen (Auszug): 
 
 die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 

Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung, 
 die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 

Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und die 
Anforderungen Kosten sparenden Bauens sowie die Bevölkerungsentwicklung, 

 die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die 
Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, 
unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des 
Bildungswesens und von Sport, Freizeit und Erholung, 

 die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener 
Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, 

 die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die 
erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder 
städtebaulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes, 

 die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts festgestellten 
Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge, 

 die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 

 

 Teil 1: Bebauungsplan 
 

 Einführung 
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Der Bebauungsplan 
 
Ein Bebauungsplan ist eine gemeindliche Satzung, die rechtsverbindliche Festlegungen 
zur Bebauung bzw. Gestaltung der öffentlichen und privaten Flächen enthält. Rechts-
grundlage für den Inhalt des Bebauungsplanes ist § 9 BauGB, der in einem abschließen-
den „Katalog“ diejenigen Inhalte aufführt, zu denen der Bebauungsplan Regelungen - die 
sog. planungsrechtlichen Festsetzungen - treffen kann.  
 
In den meisten Fällen - so auch für Egersdorf-Nord - bestehen Bebauungspläne aus zwei 
einander ergänzenden Teilen, nämlich dem zeichnerischen Teil (Planteil) mit grafischer 
Darstellung der Festsetzungen, i.a. im Maßstab 1:1000 oder 1:500 (1 cm im Plan ent-
spricht 10 Meter bzw. 5 Meter), und dem schriftlichen Teil (Textteil) mit den Planteil erläu-
ternden und ggf. zusätzlichen eigenständigen Festsetzungen. Der Planteil beinhaltet eine 
Legende, in der die im Plan verwendeten Zeichen und Symbole erklärt sind. Das Ausse-
hen dieser Planzeichen ist in der Planzeichenverordnung (PlanzV) verbindlich geregelt, so 
dass sie in allen Bebauungsplänen in gleicher Weise dargestellt werden. Dem Bebau-
ungsplan ist zudem eine Begründung beigefügt, die durch die Klarstellung der Städtebau-
lichen Ziele die Festsetzungen des zeichnerischen und schriftlichen Teils rechtfertigt und 
begründet. 
 
Vereinfacht ausgedrückt könnte man sagen, dass im Bebauungsplan geregelt wird,  
 
 was (Art der baulichen Nutzung), 
 wo (überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen, Baugrenzen, Baulinien), 
 wie (Bauweise) und 
 wie groß (Maß der baulichen Nutzung) 
 
gebaut werden darf.  
 
Darüber hinaus können durch die Gemeinde noch weitere Festsetzungen und örtliche 
Bauvorschriften getroffen werden, beispielsweise zur Baugestaltung (Materialien, Dach-
formen, Dachneigung etc.) oder Grünplanung (Pflanzgebote und Baumfestsetzungen für 
öffentliche und private Flächen, Dach- und Fassadenbegrünungen etc.). Umfang und Tiefe 
der Festsetzungen liegen im Ermessen der Gemeinde. Ein sog. qualifizierter Bebauungs-
plan muss jedoch mindestens Festsetzungen über Art und Maß der baulichen Nutzung, 
die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen enthalten. 
 
 
Der Grünordnungsplan 
 
Soweit es aus Gründen des Naturschutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist, sind 
die Gemeinden gemäß dem Bundesnaturschutzgesetz und Bayerisches Naturschutzge-
setz verpflichtet, Grünordnungspläne aufzustellen.  
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Im Grünordnungsplan werden folgende Merkmale bewertet: 
 
 Topografie (Geländeform) 
 Ökologische Verhältnisse 
 Freiflächennutzungen und Schutzgebiete 
 Umwelt-, Klima-, Denkmal- und Naturschutz 
 Erholungsvorsorge 
 Anforderungen an die Freiraumgestaltung 
 
Darüber hinaus ist gem. § 1a Abs. 3 BauGB die sog. „naturschutzrechtliche Eingriffsrege-
lung“ zu bearbeiten. Grundsätzlich stellt jegliche Veränderung in die Schutzgüter des Na-
turhaushalts (Boden, Wasser, Luft, Lärm; Pflanzen- und Tierarten) einen Eingriff dar. Ver-
meidbare Eingriffe sind danach zu unterlassen. Die nicht vermeidbaren Eingriffe sind in 
ihrer Eingriffsschwere zu bewerten und durch geeignete Ausgleichsmaßnahmen aus-
zugleichen. 
 

Ziele des Bebauungs- und Grünordnungsplanes  
 
Mit dem Baugebiet Egersdorf-Nord entsteht ein neues Wohngebiet im Bereich zwischen 
den bestehenden Ortsteilen Egersdorf, Wachendorf und Egersdorfer Waldsiedlung. Der 
Standort zeichnet sich aus durch seine Nähe zu unmittelbar angrenzenden freien Natur- 
und Landschaftsflächen einerseits und zum Hauptort Cadolzburg mit allen erforderlichen 
Versorgungseinrichtungen anderseits, durch eine günstige verkehrstechnische Lage mit 
guter Anbindung an das überörtliche Straßennetz und die Bahnlinie Fürth-Cadolzburg, 
sowie durch kurze Wege zur nahe gelegenen Grundschule und der Kindertagesstätte. 
 
Ziel der Planung war es, dem neuen Gebiet einen eigenständigen Charakter zu verleihen, 
durch den es sich trotz der Nähe zu den benachbarten Ortsteilen in seiner städtebaulichen 
Ausprägung von diesen unterscheidet.  
 
Sowohl der erste als auch der zweite Bauabschnitt von Egersdorf-Nord werden durch 
Grünzüge aufgelockert und in überschaubare Teilbereiche gegliedert. Diese werden von 
internen Straßenschleifen erschlossen, so dass Durchgangsverkehr innerhalb der Wohn-
bereiche verhindert wird. In Verbindung mit den Grünzügen wurde ein großzügiges und 
weitgehend straßenunabhängiges Fuß- und Radwegenetz angelegt, mit Anbindung an 
weiterführende Wege z.B. nach Cadolzburg, zum Gewerbegebiet Schwadermühle oder in 
den Fürther Stadtwald.  
 
Die Vorgaben zur Bebauung und den zulässigen Gebäudeformen wurden so festgelegt, 
dass insgesamt ein breites Spektrum unterschiedlicher Haustypen und Dachformen mög-
lich ist - z.B. ein- und zweigeschossige Häuser, Sattel-, Pult-, Zelt- und Flachdächer - und 
damit unterschiedliche Anforderungen und Geschmacksvorstellungen der Bauherren ver-
wirklicht werden können. 
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Allerdings sollen diese vielfältigen Bauformen nicht willkürlich durcheinander gewürfelt 
werden; vielmehr sind sie so angeordnet, dass sie eine erkennbare städtebauliche Struk-
tur bilden und sich trotz des Abwechslungsreichtums ein ruhiges und harmonisches Orts-
bild ergibt. So sind z.B. Pultdachhäuser und zweigeschossige Häuser mit Flachdach oder 
flach geneigtem Satteldach entlang des Pfalzhauswegs und am westlichen Gebietsrand 
vorgesehen; aufgrund ihrer Höhe unterstreichen sie dort die Straßenführung und fassen 
das Gebiet optisch ein. Zeltdach-Gebäude markieren als Sonderformen besondere Stellen 
innerhalb des Gebiets wie z.B. Straßen-Einmündungen, und fungieren mit ihrer ungerich-
teten Dachform als Verbindungsglieder zwischen angrenzenden unterschiedlichen Dach-
Firstrichtungen. Eingeschossige Gebäude mit steilem Satteldach sind vorwiegend im inne-
ren Bereich der Wohnquartiere angeordnet; für sie ist entsprechend der regionaltypischen 
Bauweise eine traufständige Stellung vorgeschrieben, d.h. mit First und Traufe parallel zur 
Strasse verlaufend. 
 
Da das Baugebiet im Bereich zwischen Pfalzhausweg und Bahnlinie ein gleich bleibendes 
Gefälle aufweist, wurden im Bebauungsplan Festsetzungen zur Höhenlage der Gebäude 
getroffen. Damit soll erreicht werden, dass sich die Bebauung weitgehend an den natürli-
chen Geländeverlauf anpasst und unnatürliche Höhensprünge oder Geländeaufschüttun-
gen bzw. -abtragungen vermieden werden.   
 
Nähere Einzelheiten zu den Randbedingungen und Entwurfszielen sind in der Begründung 
zum Bebauungsplan erläutert, die beim Bauamt des Marktes Cadolzburg eingesehen wer-
den kann. 
 
 
Der im Bebauungsplan  integrierte Grünordnungsplan verfolgt nachfolgende Umweltquali-
tätsziele: 
 
 Durchgrünung der Straßenräume durch standortheimische Bäume unter Vermeidung 

einer übermäßigen Verschattung von Wohnräumen 
 Landschaftliche Einbindung und Ortsrandgestaltung durch regionaltypische Grünele-

mente 
 Grünzugsysteme zur Erzielung eines Klimaausgleichs, zur Lenkung bzw. Erzeugung 

lokaler Luftzirkulation bei gleichzeitiger Ortsgliederung und Einbeziehung eines wohn-
nahen Freizeit- und Erholungsangebots 

 Extensive Anlage und Pflege von öffentlichen Grünflächen 
 Extensive Dachbegrünung von Flachdächern von Nebengebäuden  
 Minimierung von Erdbewegungen und -transporten durch Anpassen an das gegebene 

Geländerelief und durch eine Höhenplanung von Gebäuden und Straßen, durch die der 
Verbleib des Bodenaushubs auf dem Grundstück weitgehend gewährleistet ist. 

 Schaffung autofreier Bereiche für Fuß- und Radwege, Verzahnung in freie Landschaft 
 Minimierung der Beeinträchtigung von Bodenversiegelung durch Festsetzung sickerfä-

higer Beläge in Garagenzufahrten  
 Regenwassermanagement durch Versickerung sowie Ableitung von überschüssigem 
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Regenwasser in qualifiziertem Trennsystem und Rigolensträngen im Grünzug 
 Maßstabsgerechte Straßenbeleuchtung mit Leuchtstoffen, die nachtaktive Insekten 

nicht anziehen (z.B. Natriumdampfleuchten) 
 
 
 
 
 
 
 
 

Art der baulichen Nutzung 
 
Für das Baugebiet „Egersdorf-Nord, 2. Bauabschnitt“ ist ein Allgemeines Wohnge-
biet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt.  
 
Das Allgemeine Wohngebiet dient in erster Linie dem Wohnen. Generell sind zudem die 
der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, nicht stö-
rende Handwerksbetriebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke zulässig. Ausnahmsweise können auch Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, sonstige und nicht störende Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwal-
tungen zugelassen werden. 
 
 
 
Der Bebauungsplan definiert zur städtebaulichen Ordnung des Baugebietes eine Unter-
scheidung in sechs unterschiedliche (Wohngebiets-)Nutzungen WA-1 bis WA-6. Daher 
vergewissern Sie sich zunächst, welche Nutzung auf Ihrem Grundstück festgesetzt ist. 
 

Maß der baulichen Nutzung 
 
Beim „Maß der baulichen Nutzung“ wird über die Grundflächenzahl (GRZ) festgelegt, wie 
viel Grundstücksfläche durch bauliche Anlagen und durch versiegelte Flächen überdeckt 
werden darf. Die Geschossflächenzahl (GFZ) bestimmt die maximale Fläche der Ge-
schosse, gemessen mit der Außenhaut des Gebäudes.  
 
Für das Maß der baulichen Nutzung gem. §§ 19 und 20 BauNVO gelten im Baugebiet 
folgende Obergrenzen: GRZ = 0,35 bzw. GFZ = 0,70.  
 
Ein Anspruch auf das Erreichen der Obergrenzen kann nicht geltend gemacht werden. Im 
Falle späterer Grundstücksteilungen sind die Obergrenzen erneut einzuhalten. 

 

 Festsetzungen 
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Grundflächenzahl GRZ 
 
Die GRZ-Obergrenze von 35% Ihrer Grundstücksfläche ist für die maximal mögliche 
Grundfläche Ihres Hauptbaukörpers (Wohnhauses) maßgebend und darf insgesamt um 
weitere 17,5 % Ihrer Grundstücksfläche durch Garagen und Stellplätze mit Ihren Zufahr-
ten, weitere untergeordnete Nebenanlagen und bauliche Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche überschritten werden.  
 
Die maximal mögliche Flächenversiegelung im Baugebiet liegt somit bei 52,5 % der 
Grundstücksfläche, sofern Ihr Bauvorhaben in Relation zu Ihrer Grundstücksgröße diese 
Ausnutzung zulässt. Für die GRZ-Berechnung ist die Beeinträchtigung der natürlichen 
Funktionen des Bodens maßgeblich, so werden beispielhaft auch Terrassen einbezogen.  
 
Grundstück * 0,35   =  max. zulässige Gebäudegrundfläche 
Grundstück * 0,525 =  max. zulässige Gesamtversiegelung 
 
1. Rechenbeispiel: 
Bei einer Grundstücksgröße von 625 m² darf durch das Hauptgebäude höchstens eine 
Grundfläche von 218,75 m² überbaut werden. In Summe mit den oben genannten Neben-
anlagen und Zufahrten können Sie bis zu 328,125 m² überbauen bzw. versiegeln. Das 
Beispiel der Grafik ist somit in Bezug auf die Grundfläche des Wohngebäudes (120 m²) 
und die Fläche der Nebenanlagen und Zufahrten (116 m²) mit der gesamten Versiege-
lungsfläche von 236 m² unterhalb der Obergrenze. Weitere GRZ-relevante Versiegelungen 
durch Terrassen oder einen Carport können somit noch bis zu 92,125 m² betragen. 
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2. Rechenbeispiel (ohne Skizze): 
Sie planen ein zweigeschossiges (Doppel-)Haus mit insgesamt 200 m² bzw. 100 m² je 
Geschoss (gemessen an der Außenhaut des Gebäudes). Ihre Fahrzeuge wollen Sie in 
einer Doppelgarage (40 m²) unterbringen, die mit Ihrem Wohnhaus zu einem Gebäude 
verbunden ist. Vor Ihrer Garage planen Sie eine 50 m² große Auffahrt. Die weiteren Fuß-
wege (35 m²) und die Terrasse (25 m²) sollen gepflastert werden. Wie klein kann Ihr 
Grundstück sein, sofern weitere Vorschriften (bspw. Abstandsflächen) beachtet sind? 
 
GRZ-relevante Gebäudegrundfläche: 100 m² + 40 m² = 140 m²   
      140 m² / 0,35 = 400 m² 
GRZ-relevante Gesamtversiegelung: 100 m² + 40 m² + 50 m² + 35 m² + 25 m² = 250 m²
      250 m² / 0,525 = 476 m² 
 
Ihr Wohnhaus mit Doppelgarage könnte auf einem 400 m² - Grundstück errichtet werden 
können. Mit Ihren erforderlichen und geplanten Auffahrten, Wegen und Nebenanlagen 
müsste Ihr Grundstück jedoch eine Fläche von mindestens 476 m² aufweisen. 
 
Beide Beispiele zeigen, dass die 35 % für die maximale Grundfläche des Gebäudes vor-
aussichtlich selten erreicht werden, sondern dass eher die maximal zulässige Gesamtver-
siegelung von 52,5 % bei der Ausnutzung Ihres Grundstücks maßgeblich wird. Insbeson-
dere bei dem Wunsch nach einer Doppelhaushälfte ist frühzeitig das Augenmerk auf die 
Ausnutzung der Grundstücksfläche zu richten. 
 
 
Geschossflächenzahl GFZ, Vollgeschosse 
 
Ein zweiter Richtwert beim Maß der baulichen Nutzung ist die Geschossflächenzahl 
(GFZ). Sie gibt an, wie viel Quadratmeter Geschossfläche insgesamt im Verhältnis der 
Grundstücksfläche maximal zulässig sind.  
 
Im Baugebiet „Egersdorf-Nord, 2. Bauabschnitt ist eine GFZ von max. 0,70 festge-
setzt und es sind zwei Vollgeschosse zulässig.  
 
Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten Ge-
ländeoberfläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von 
mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten auch Kellergeschosse, deren De-
ckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher liegt als die natürliche oder festgelegte 
Geländeoberfläche. Die Geschosshöhe wird von der Oberkante des fertigen Fußbodens 
bis zu Oberkante des fertigen Fußbodens des darüber liegenden Geschosses oder der 
Dachaußenhaut (bei Dachschrägen und Gauben) gemessen. Geschosse, die hiernach 
keine Vollgeschosse darstellen, können in der GFZ-Berechnung unbeachtet bleiben.  
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Die gezeigten Gebäudeschnitte stellen exemplarische Beispiele dar. Im Falle des abgebil-
deten Pultdaches ist der Ausbau des 2. Obergeschosses als Vollgeschoss nicht mehr 
möglich, da insgesamt nur zwei Vollgeschosse im Baugebiet zulässig sind. Aufenthalts-
räume sind auch in Dachgeschossen und Kellergeschossen, sofern diese keine Vollge-
schosse darstellen, möglich. Für alle Aufenthaltsräume sind die bauordnungsrechtlichen 
Anforderungen, insbesondere in Bezug auf den  Brandschutz und den 1. und 2. Rettungs-
weg, zu beachten.  
 
Grundstücksfläche * GFZ = max. zulässige Geschossfläche in den Vollgeschossen 
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Rechenbeispiel: 
Bei einer Grundstücksgröße von 625 m² und einer GFZ = 0,70 darf höchstens 437,5 m² 
Geschossfläche in den zwei zulässigen Vollgeschossen bzw. das „Doppelte der GRZ von 
0,35“ errichtet werden. Das vorherige Beispiel weist im Obergeschoss zu zwei Drittel eine 
Geschosshöhe von mehr als 2,30 m nach und erreicht somit eine Bruttogrundfläche (BGF) 
von 240 m², die GFZ-Obergrenze ist somit deutlich unterschritten und eingehalten. 
 
 

Bauweise / überbaubare Grundstücksfläche 
 
Im Baugebiet sind Einzel- und Doppelhäuser zulässig. Diese Gebäude können mit einer 
Gesamtlänge von bis zu 25 m errichtet werden, sofern Sie innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen, die oft auch Baufenster oder Baufeld genannt werden, liegen und 
seitliche Grenzabstände (Abstandsflächen) eingehalten werden. Die überbaubaren  
 
Grundstücksflächen werden durch die Festsetzungen der Baugrenzen und Baulinien defi-
niert und orientieren sich am Straßenraum und den Grünflächen im Baugebiet. Die über-
baubaren Grundstücksflächen sind in Ihrer Tiefe oder mit dem Grenzabstand auf den pri-
vaten Grundstücksflächen im Bebauungsplan vermaßt. Da die überbaubaren Grund-
stücksflächen nicht durch private Grundstücksgrenzen beeinflussbar sind, ist bei der Par-
zellierung der Bauplätze oder der späteren Anpassung oder Teilung immer darauf zu ach-
ten, dass ausreichend überbaubare Grundstücksfläche für Ihr Vorhaben auf dem Bauplatz 
liegt. 
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Für die Ausrichtung des Gebäudes ist die Vorgabe der Firstrichtung (Strich mit entgegen 
gesetzten Pfeilenden) maßgebend. Parallel zur Firstrichtung verlaufen die Traufseiten, 
senkrecht zur Firstrichtung die Giebelseiten. Die dargestellten Gebäudevorschläge und 
Garagen haben lediglich illustrativen Charakter und sind für Ihre Bebauung sind nicht bin-
dend. 
 
Wir möchten Ihnen im Folgenden einen kurzen Überblick über die wichtigsten Planzeichen 
im Bebauungsplan geben: 
 
 Nutzung (WA-3)   Baulinie  Firstrichtung   Baugrenze 

überbaubare    Abgrenzung unterschiedlicher  

Grundstücksfläche  Nutzungen  

Lärmschutz- 

Grundrisse (LSG) 

 
Baulinie 
 
Im Baugebiet ist entlang der Südseite des Pfalzhausweges weitestgehend eine Baulinie 
(Strich, Punkt, Punkt mit roter Führungslinie) als nördliche Begrenzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche festgesetzt. Dies bedeutet, dass alle Gebäude in diesen Grundstücken 
ihre nördliche Gebäudeseite auf diese Flucht setzen müssen. Ein Vor- und Zurücktreten 
von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann durch das Bauamt zugelassen werden. 
Auf den jeweiligen Giebelseiten ist ein Versatz, sofern er sich nicht als ein Rücksprung aus 
der Gebäudeflucht am Pfalzhausweg darstellt, möglich. Die Seiten und rückwärtigen Be-
grenzungen der überbaubaren Grundstücksflächen am Pfalzhausweg sind mit einer Bau-
grenze festgesetzt. Bitte beachten Sie an den Grundstücken südlich des Pfalzhausweges 
ebenso die Vorgaben des Schallschutzgrundrisses für Ihre Wohnungen. 
 
Die folgende Skizze zeigt die einheitliche Flucht der (Haupt-)Fassade der drei Wohnhäu-
ser auf. Für die Garagen und Nebenanlagen ist die Baulinie nicht maßgeblich, hier gilt die 
Festsetzung des Mindestabstandes vor Garagen und die prinzipielle Zulässigkeit dieser 
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Anlagen außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche. 
 

 
 
 
Baugrenze 
 
Bis auf die Baulinie am Pfalzhausweg sind alle überbaubaren Grundstücksflächen durch 
Baugrenzen (Strich, Strich, Punkt mit blauer Führungslinie) definiert. Das bedeutet, dass 
Sie auf Ihrem Grundstück innerhalb dieser Grenzen bauen dürfen, sofern alle bauord-
nungsrechtliche Vorgaben (Abstandsflächen) eingehalten sind. 
 

 
 
Lärmschutzgrundrisse (LSG) entlang Pfalzhausweg 
 
Der Pfalzhausweg – eine Gemeindeverbindungsstraße von Wachendorf zur Waldsiedlung 
und nach Cadolzburg – wird aufgrund seiner zukünftig innerörtlichen Lage mit einem ge-
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räuschmindernden Fahrbahnbelag ausgebaut. Für die Gebäude auf den südlich an den 
Pfalzhausweg angrenzenden Grundstücken sind zudem Lärmschutzgrundrisse vorge-
schrieben. Nördlich des Pfalzhausweges sind keine Lärmschutzmaßnahmen an den Ge-
bäuden vorgeschrieben, da hier die überbaubare Grundstücksfläche über 15 Meter vom 
Straßenrand abrückt. 
 
Dies bedeutet für die Baufenster südlich des Pfalzhausweges, dass die Fenster (ausge-
nommen Festverglasungen) von Aufenthaltsräumen (Wohn-, Schlaf- und Kinderzimmer, 
ggf. Wohnküchen) zur lärmabgewandten Süd-, Ost- oder Westseite zu orientieren sind. 
Die selbständigen Hausflure bzw. Haustüren sowie Fenster zu Badezimmer und Toiletten 
gehören nicht zu den Aufenthaltsräumen und können sich somit auch nach Norden aus-
richten. 
 

Höhenlage, Dachformen und Gebäudehöhe 
 
Höhenlage 
 
Die Höhenlage der Gebäude orientiert sich am Höhenverlauf der Straßen. Somit wird eine 
gleichmäßig verlaufende Höhe der Gebäude, die sich am vorhandenen Gefälle des Ge-
ländes orientiert, erzielt. Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens (Erdge-
schossfußbodenhöhe = EFH) darf maximal um den Wert: 
 
Entfernung von Straßenbegrenzungslinie zum Hauseingang x 3 %  + 15 cm 
 
über der Oberkante der Erschließungsstraße bzw. des Erschließungswegs liegen. Als Hö-
henbezugspunkt gilt die Randeinfassung des Straßenraums an der Erschließungsseite 
des Grundstücks, gemessen in kürzester Entfernung des Hauseingangs zum Straßen-
raum. Die folgende giebelseitige Abbildung zeigt die Berechung der maximalen EFH: 
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Dachformen, Höhe baulicher Anlagen 
 
Für die Höhe der Gebäude gelten in Bezug auf die Dachformen folgende Unter- und O-
bergrenzen, bezogen jeweils auf die Höhenlage der Oberkante des fertigen Erdgeschoss-
fußbodens. Im Baugebiet sind zudem in den unterschiedlichen Wohnnutzungsgebiete 
(WA-1 bis WA-6) nur jeweils bestimmt Dachformen zulässig: 

 

Gebäude mit 

Satteldach 

Typ 1 

 

 

35 – 45 ° 

Satteldach 

Typ 2 

 

 

15 – 22 °  

Zeltdach 

 

 

 

15 – 22 ° 

Pultdach 

 

 

 

11 – 15 ° 

Flachdach 

 

 

 

0 - 3 ° 

 

 

Dachform 

 

 

Zulässige  

Dachneigungen 

 

Wohnnutzungebiet 
 

(WA-1) 

 

(WA-4,-5) 

 

(WA-3,-6) 

 

(WA-2,-3) 

 

(WA-4,-5,-6) 

Max. Wandhöhe  

Traufseite 
max. 4,10 m max. 6,10 m max. 6,10 m max. 7,40 m max. 6,10 m 

Firsthöhe max. 9,00 m max. 8,30 m max. 8,30 m max. 8,70 m  

 
In den Bereichen WA-5 und WA-6 muss die Wandhöhe mindestens 5.50 m betragen. 
 
Die Wandhöhe wird bis zum Schnittpunkt der Außenkante der fertigen Außenwand mit der 
Oberkante der Dacheindeckung gemessen, die Firsthöhe bis zum höchsten Punkt der 
Dacheindeckung (ohne untergeordnete Dachaufbauten, wie bspw. Kamine). Bei Flachdä-
chern gilt als Wandhöhe die Höhe bis zur Oberkante der Dach-Rohdecke.  
 
Die Dächer von Garagen, Carports und sonstigen Nebenanlagen sind als Flachdächer 
oder flach geneigte Dächer mit einer Neigung von 0 – 7° auszuführen. Zur zulässigen 
Gestaltung der Dächer erfahren Sie mehr unter Baugestaltung im 2. Teil. 
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Die folgende Übersicht zeigt Ihnen die zulässigen Dachformen in den jeweiligen Wohnnut-
zungsgebieten: 
 
WA 1       WA 3, WA 4, WA 5, WA 6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
WA 2, WA 3      WA 4, WA 5, WA 6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Garagen und Nebenanlagen 
 
Garagen, Carports und sonstige Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind auch außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen und somit auf Ihrem gesamten Grundstück zuläs-
sig. Vor Garagen und Carports ist ein offener Stauraum im Sinne einer Zufahrt von 5,0 m 
auf dem Grundstück einzuhalten. 
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Grundstücksgestaltung 
 
Aufschüttungen und Abgrabungen 
 
Der Begriff der Geländeoberfläche geht immer von der natürlichen Geländeoberfläche 
bzw. dem bestehenden Geländeverlauf aus. Die Festsetzung zur Höhenlage der Erdge-
schoßfußbodenhöhe hat keine Auswirkung auf den Geländeverlauf, grundsätzlich darf das 
natürlich vorhandene Gelände nicht verändert werden.  
 
Geringfügige Veränderungen, wie Abgrabungen vor Kellerfenstern oder Aufschüttungen 
für erhöhte Terrassen sowie zur Gartengestaltung sind zulässig und bleiben bei der Be-
rechnung der Wandhöhe unberücksichtigt. Abgrabungen oder Aufschüttungen über die 
gesamte Seite des Hauses sind nicht zulässig. Aus diesem Grund sind im Baugebiet auch 
keine unnatürlichen Niveauanpassungen des Gartens, die mit einer grenzseitigen Stütz-
mauer eingefasst werden, zugelassen. Durch Geländeanpassungen auf den Grundstü-
cken dürfen keine Beeinträchtigungen für die angrenzenden Grundstücke oder öffentlichen 
Flächen entstehen. So sind die anfallenden Niederschläge auf dem eigenen Grundstück 
zu entwässern oder zu versickern bzw. zu sammeln. Dies gilt insbesondere auch für die 
Hofflächen. 
 

 
Beispiel einer zulässigen Auffüllung zur Gartengestaltung 

 

 Teil 2: Baugestaltung 
 

 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
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Einfriedungen 
 
Als Grundstückseinfriedung sind nur Holzzäune mit senkrechter Lattung (keine Zäune mit 
waagrechter Lattung oder sog. Jägerzäune etc.), Metallzäune mit senkrechten Streben 
oder Maschendrahtzäune mit einer Maschenweite ab 50x50 mm zulässig. An der straßen-
seitigen Grundstücksgrenze sind Maschendrahtzäune nur in Verbindung mit einer Hecke 
erlaubt. Die Höhe der Einfriedungen darf maximal 1.20 m (incl. Sockel) betragen. Zaunso-
ckel sind nur bis zu einer Höhe von max. 25 cm über der Geländeoberkante zulässig.  
 
Pflanzgebote 
 
Pro Baugrundstück ist ein hochstämmiger Baum der Wuchsklasse II oder III zu pflanzen 
und dauerhaft fachgerecht zu unterhalten. Bei Ausfall ist entsprechend den Festsetzungen 
nachzupflanzen. 
 
In den Festsetzungen des Bebauungsplans ist eine Baumartenauswahlliste angegeben. 
Die Angaben zur Baumgröße (mind. H. 3xv) bedeuten, dass Sie einen hochstämmigen 
Baum mit einer Stammhöhe von mindestens 2,00 Meter mit einem Wurzelballen im Ballen-
tuch (mB) und einem Stammumfang von 16 bis 18 cm (StU 16/18) einzupflanzen haben. 
 
Die verpflichtende Festsetzung von Laubbäumen verfolgt das Ziel, das neue Baugebiet 
nachhaltig zu durchgrünen, die Gebäude landschaftlich einzubinden und ein regionaltypi-
sches Ortsbild zu erzielen.  
 
Ausführung der Stellplätze und Zufahrten 
 
Die privaten offenen Stellplätze sowie Garagen- und Carportzufahrten sind fachgerecht mit 
sickerfähigen Belägen auszuführen. Der Abflussbeiwert des Belags darf max. 0,5 betra-
gen, dass bedeutet mindestens die Hälfte des Niederschlages muss versickern, verduns-
ten oder zunächst zurückgehalten (Benetzung der Oberfläche) werden. 
 
Diese Pflasterbeläge geben durch den Belag selbst oder über den erhöhten Fugenanteil 
einen hohen Teil des anfallenden Niederschlagswassers in den Untergrund ab und versi-
ckern oder speichern es im Unterbau und geben es durch Verdunstung wieder an die Luft 
ab. Dadurch werden Kanalabflussspitzen gemildert und es wird zur Verbesserung des 
Kleinklimas beigetragen. Aus diesen Gründen gehört diese Festsetzung ebenfalls zu den 
Konfliktminimierungsmaßnahmen und ist im Entwässerungskonzept des Baugebiets be-
rücksichtigt. 
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Gebäubegestaltung 
 
Fassaden 
 
Um ein harmonisches Ortsbild zu erhalten sind die Fassaden mit weißer oder leicht getön-
ter Oberfläche auszuführen. Grelle Farbtöne, Sichtmauerwerk oder Bekleidungen mit 
mauerwerksartiger Farbe und Struktur sind nicht zulässig. Fassaden von Doppelhäusern 
sind in einheitlichem Farbton auszuführen. Geschlossene Fassadenflächen über 25 m² 
ohne Fenster- oder anderweitige Gliederungselemente sind mit Kletterpflanzen zu begrü-
nen. Die Fassadengestaltung und -farbgebung ist mit dem Bauamt des Marktes Cadolz-
burg abzustimmen.  
 
Für die Errichtung von Doppelhaushälften oder Grenzgaragen gilt der Grundsatz, dass die 
Gestaltung (Fassade, Dachform) aufeinander abgestimmt sein muss. Bei einer nachträgli-
chen Errichtung der zweiten Hälfte sind die gestalterischen Vorgaben der zuvor errichteten 
Doppelhaushälfte einzuhalten. 
 
Dachgestaltung 
 
Alle Hauptdachflächen eines Gebäudes sind mit gleicher Neigung und gleichem Dach-
überstand auszuführen, ebenso Dachflächen von Gebäuden, die an der Grundstücksgren-
ze (Doppelhäuser) zusammengebaut sind. Die Hauptfirstrichtungen der Dächer sind ent-
sprechend der Darstellung im Planteil auszuführen. Für die Dacheindeckung sind rote, 
braune oder graue Farbtöne zulässig. Grundwasser gefährdende Deckungsmaterialien 
wie z.B. Zink oder Kupfer sowie dauerhaft glänzende Eindeckungen sind nicht zulässig. 
Alle Hauptdachflächen eines Hauses sowie die Hauptdachflächen von Doppelhäusern 
sind in einheitlichem Material- und Farbton auszuführen. 

Dachgauben und andere Dachaufbauten sind nur bei Satteldächern Typ 1 und nur in der 
untersten Dachebene zulässig. Alle Gauben eines Gebäudes sind gleichartig auszubilden. 
Der horizontale Abstand von der Gaubenaußenkante zum Ortgang muss mindestens 1.50 
m, der vertikale Abstand von Oberkante Gaube bzw. Dachaubau zum First mindestens 
0,50 m betragen. Auf den Hauptdachflächen sind aufgeständerte Solar- oder Photovol-
taikanlagen unzulässig. 
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Bei Satteldächern sind einhüftige (asymmetrische) Dächer sowie Krüppelwalme nicht zu-
lässig. Bei Pultdächern, Zeltdächern und Satteldächern Typ 2 sind Gauben, Zwerchgiebel 
und sonstige Dachaufbauten nicht zulässig. Anstelle von Zeltdächern dürfen auch Walm-
dächer mit einer maximalen Firstlänge von 2,50 m ausgeführt werden; im Übrigen gelten 
die gleichen Festsetzungen wie für Zeltdächer.   
 
Bei allen Häusern mit geneigtem Dach sind Anbauten mit Flachdach bis zu einer Fläche 
von max. 50 % der Grundfläche des Hauptbaukörpers zulässig. Der vertikale Abstand zwi-
schen der traufseitigen Wandoberkante des Hauptbaukörpers und dem Dachrand des 
Flachdachs (bzw. der Oberkante der Brüstung im Falle der Nutzung des Flachdachs als 
Dachterrasse) muss mindestens 25 cm betragen. 
 
Dach- und Fassadenbegrünung 
 
Flachdächer und Dächer von Garagen, Carports und anderen Nebenanlagen sind fachge-
recht extensiv zu begrünen sowie nachhaltig und fachgerecht zu unterhalten. Geschlosse-
ne Fassadenflächen über 25 m² ohne Fenster- oder anderweitige Gliederungselemente 
sind mit Kletterpflanzen zu begrünen. 
 
Dachbegrünungen stellen im Rahmen der Eingriffsbewertung eine sog. Konfliktminimie-
rungsmaßnahme statt, da sie  
 
 Regenwasser zurückhalten und somit Kanalabflussspitzen mildern 
 Regenwasser verdunsten und zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen und 
 einen siedlungsökologischen Kleinlebensraum für Pflanzen  und Tiere darstellen. 
 
Eine Dachbegrünung bewirkt einen bauphysikalisch hoch wirksamen Schutz vor Überhit-
zung der darunter liegenden Räume im Sommer und eine Wärmedämmung im Winter. 
Zudem stellt die Vegetationsschicht den besten Schutz für die Dachabdichtung dar, da sie 
sowohl die intensive UV-Strahlung, als auch mechanische Schäden z.B. durch Hagel ab-
hält. 
 
Diese für den Bauherrn und den Naturhaushalt gleichermaßen positiven Wirkungen gelten 
analog für die Begrünung von Fassaden.   
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Ökologische Gebäudeausstattung 
 
Regenwassernutzung & Solarthermie 
 
Privaten Bauherren wird empfohlen eine Regenwassersammlung in Zisternen für Nutz- 
bzw. Brauchwasser vorzusehen. Darüber können im Rahmen der Vorgaben des Bebau-
ungsplans solarthermische Anlagen zur Warmwasserbereitung oder zur Gebäudebehei-
zung errichtet werden. 
 
Retentionszisternen sind zur Rückhaltung größerer Regenmengen ausgelegt. Die Rück-
haltemenge wird zeitverzögert mit Hilfe einer Rohrdrossel in den Kanal eingeleitet. Die 
verbleibende Regenwassermenge steht zur Nutzung als Gartenwasser, für die Toiletten-
spülung und / oder die Waschmaschine zur Verfügung. Damit wird wertvolles und zuneh-
mend teures Trinkwasser gespart und unsere Grundwasservorräte geschont. 
 
Photovoltaik 
 
Im Sinne des Umwelt- und Klimaschutzes sowie zur Energieeinsparung in privaten Haus-
halten empfiehlt der Markt Cadolzburg den sparsamen Umgang mit vorhandenen Res-
sourcen. Ebenso sind Photovoltaikanlagen zur Energiegewinnung entweder zur direkten 
Nutzung vor Ort oder zur Einspeisung (Einspeisevergütung nach EEG) sinnvoll. 
 
Auf den Hauptdachflächen sind aufgeständerte Solar- oder Photovoltaikanlagen unzuläs-
sig. Die Regelung dient der einheitlichen Ortsbildgestaltung. Ausgenommen hiervon sind 
gemäß Satzung Garagen, Carports u. Nebenanlagen. 
 

Entwässerung und Rückstauschutz 
 
Wegen zukünftig häufiger zu erwartenden Starkregenereignisse ist eine ausreichende 
Rückstausicherung Ihres Gebäudes, insbesondere des Kellergeschosses, zu empfehlen. 
Grundsätzlich hat sich jeder Anschlussberechtigte an die öffentlichen Abwasseranlagen 
selbst zu schützen, der Markt Cadolzburg haftet nicht für Schäden, die durch fehlende o-
der unzureichende Rückstausicherung entstanden sind. 
 
Im Baugebiet wird größtenteils Schmutz- und Niederschlagswasser voneinander getrennt 

 

 Bauausführung 
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in jeweils eigenen Kanalleitungen erfasst und abgeleitet. Die Grundstücke im oberen Teil 
des Ludwig-Thoma-Weges werden im Mischsystem in einem gemeinsamen Kanal abge-
leitet. Das öffentliche Kanalsystem ist entsprechend den technischen Regelwerken so 
ausgelegt, dass das Schmutz- und Niederschlagswasser im Regelfall problemlos gesam-
melt und den Vorflutern (größere Sammler, Bäche) zugeführt werden kann. 
 
Bei bestimmten Wetterlagen tritt jedoch die Situation ein, dass die anfallenden Nieder-
schlagsmengen die Aufnahmekapazität der öffentlichen Entwässerungseinrichtungen ü-
bersteigt und das Wasser in die Kanalschächte zurückstaut bzw. im Extremfall aus den 
Straßenschacht austritt und oberflächig abfließt. Diese Zustände sind rein technisch gese-
hen grundsätzlich zulässig, wobei diese Einordnung durch die technischen Regelwerke 
und somit auch durch die darauf beruhende Rechtsprechung gedeckt wird. Weil sich das 
Abwasser innerhalb des miteinander verbundenen Systems aus öffentlichen und privaten 
Leitungen (nach dem Gesetz der kommunizierenden Röhren) auf fast gleichem Niveau 
einstellt, werden auch die privaten Leitungen bis zur Rückstauebene (Oberkante der Stra-
ße) gefüllt. 
 
Daher möchten wir Sie eindringlich darauf hinweisen, darauf zu achten, dass ihr Architekt 
das Rückstauproblem beachtet. Die DIN 1986-100 „Entwässerungsanlagen für Gebäude 
und Grundstücke“, macht ebenfalls Vorgaben. Hier heißt es: „Bei Mischsystemen sind Re-
gen- und Schmutzwasser über getrennte Fall-, Sammel- oder Grundleitungen aus dem 
Gebäude heraus zu führen. Die Grund- bzw. Sammelleitungen dürfen erst außerhalb des 
Gebäudes zusammen geführt werden, möglichst nahe dem Anschlusskanal an der Grund-
stücksgrenze. In Ausnahmefällen, z.B. bei Grenzbebauung, ist eine Zusammenführung 
von Schmutz- und Regenwasserleitungen innerhalb des Gebäudes nur unmittelbar an der 
Gebäudegrenze zulässig. […] Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene sind durch au-
tomatisch arbeitende Abwasserhebeanlagen mit Rückstauschleife oder unter bestimmten 
Voraussetzungen durch Rückstauverschlüsse gegen Rückstau aus dem Kanal zu sichern.   
 

 
Foto:  
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Auf den Einbau von Rückstausicherungen bei Bodenabläufen und Lichtschächten ist e-
benfalls zu achten. Bei Sanitäranlagen im Keller, die unterhalb der Rückstauebene liegen, 
sollte man auf eine automatisch arbeitende Abwasserhebeanlage nicht verzichten. Die 
Rücklaufschleife muss oberhalb der Rückstauebene liegen.  
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Bauantrag 
 
Grundsätzlich ist gemäß der Bayerischen Bauordnung (BayBO) für den Neubau oder die 
Änderung von baulichen Anlagen eine Genehmigung erforderlich. 
 
Die BayBO unterscheidet zwischen dem umfassenden Genehmigungsverfahren für Son-
derbauten (wie z.B. Hochhäuser, Krankenhäuser, größere Verkaufsstätten und Gasthäu-
ser etc.) und dem vereinfachten Genehmigungsverfahren für alle übrigen Bauten. 
Daneben gibt es noch das sog. Genehmigungsfreistellungsverfahren und genehmigungs-
freie Vorhaben, für die - wie der Name schon sagt - keine Genehmigung erforderlich ist. 
 
 
Ein vollständiger Bauantrag muss i.d.R. folgende Unterlagen enthalten 
 
 Bauantrag (amtlicher Vordruck) 
 Baubeschreibung (amtlicher Vordruck) 
 Amtlicher Lageplan mit Katasterauszug 
 Bauzeichnungen (Lageplan, Grundrisse, Schnitte, Ansichten) 
 Entwässerungspläne 
 Berechnung von Grund- und Geschoßflächenzahl 
 Stellplatznachweis 
 Erklärung des Tragwerkplaners (sog. Kriterienkatalog, amtlicher Vordruck) 
 Statistik-Formblatt (amtlicher Vordruck) 
  
Sofern die Planung von bau- oder planungsrechtlichen Vorschriften abweicht oder sich 
Abstandsflächen auf Nachbargrundstücke erstrecken, sind auch noch die entsprechenden 
Anträge auf Ausnahmen / Abweichungen / Befreiungen (mit Begründung) bzw. die Ab-
standsflächenübernahmeerklärung (auf amtlichem Vordruck) beizufügen. Ebenso ist ein 
Brandschutznachweis vorzulegen, wenn bei dem Bauvorhaben genehmigungspflichtige 
Abweichungen von den Brandschutzanforderungen der Bauordnung beantragt werden. 
 
 

 

 Teil 3: Bauvorhaben 
 

 Bauvorlage 
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Die Bauzeichnungen sind den Nachbarn zur Unterschrift vorzulegen. Die Unterschrift gilt 
als Zustimmung zu dem geplanten Bauvorhaben und schließt spätere Rechtsbehelfe (Wi-
derspruch, Klage) des Nachbarn gegen die Baugenehmigung aus. Auf die Genehmigungs-
fähigkeit des Bauvorhabens hat die Nachbarunterschrift dagegen nur in Ausnahmefällen 
Einfluss (z.B. wenn es um die Einhaltung von Abstandsflächen geht). Ansonsten muss die 
Baugenehmigung auch ohne Nachbarunterschriften erteilt werden, wenn das Vorhaben 
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entspricht. Allerdings wird in diesem Fall dem 
Nachbarn eine Ausfertigung der Baugenehmigung zugestellt, und er hat die Möglichkeit, 
diese mit Rechtsmitteln anzufechten. Insofern bedeutet die Nachbarunterschrift für den 
Bauherrn eine größere Rechtssicherheit bzw. die Vermeidung möglicher Verzögerungen, 
z.B. durch Widerspruch des Nachbarn. 
 
Der vollständige Bauantrag muss in dreifacher Ausfertigung beim  
 
Bauamt des Marktes Cadolzburg  
im Rathaus in Cadolzburg, Rathausplatz 1 
 
eingereicht werden.  
 
Zusätzlich ist noch eine reduzierte Ausfertigung vorzulegen, der für die Gemeindewerke 
Cadolzburg bestimmt ist und nur den Lageplan und die Entwässerungspläne beinhalten 
muss. 
 
Technische Nachweise 
 
Grundsätzlich ist für jedes Bauvorhaben die Standsicherheit nachzuweisen. Der Standsi-
cherheitsnachweis ("statische Berechnung") wird aber für Gebäude der Gebäudeklassen 1 
und 2 nicht geprüft; vielmehr reicht hier die Bestätigung des Tragwerksplaners aus, dass 
der Nachweis erstellt wurde. Ersatzweise ist auch die Bestätigung über die Erfüllung des 
sog. Kriterienkatalogs ausreichend, wenn die entsprechenden Voraussetzungen (d.h. ein-
fache statische Verhältnisse) gegeben sind. Das eine wie das andere muss der Genehmi-
gungsbehörde spätestens mit der Baubeginnsanzeige vorgelegt werden. 
 
Weiterhin ist auch die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Anforderungen an Brandschutz, 
Wärmeschutz, Schallschutz und Erschütterungsschutz durch entsprechende technische 
Nachweise sicherzustellen. Diese müssen zwar nicht bei der Genehmigungsbehörde ein-
gereicht werden, aber dennoch erstellt werden und von Baubeginn an auf der Baustelle 
vorliegen. Die Bauaufsichtsbehörde ist berechtigt, durch stichprobenartige Kontrollen das 
Vorhandensein der Nachweise zu überprüfen. 
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Baugenehmigung 
 
Vereinfachtes Genehmigungsverfahren 
 
Beim vereinfachten Genehmigungsverfahren entscheidet der Bauausschuss des Marktes 
Cadolzburg (der i.d.R. einmal monatlich tagt) über die Erteilung des sog. gemeindlichen 
Einvernehmens. Anschließend wird der Bauantrag an das Landratsamt Fürth als zuständi-
ge Bauaufsichtsbehörde weitergeleitet, die den Antrag prüft und bei Vorliegen der ent-
sprechenden Voraussetzungen die Baugenehmigung erteilt.  
 
Im vereinfachten Verfahren wird das Bauvorhaben nicht mehr auf Übereinstimmung mit 
allen öffentlich-rechtlichen Anforderungen geprüft; vielmehr beschränkt sich die Prüfung 
auf einige besonders wichtige Genehmigungsvoraussetzungen wie z.B.: 
 
 Übereinstimmung mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
 Einhaltung der Abstandsflächen 
 Baugestaltung 
 Nachweis über die Stellplätze 
 evtl. beantragte Abweichungen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften 
 
Für die Erfüllung aller übrigen Anforderung sind der Bauherr und die von ihm am Bau Be-
teiligten (z.B. der Entwurfsverfasser, Architekt) selbst verantwortlich. 
 
Genehmigungsfreistellungsverfahren 
 
In bestimmten Fällen ist es möglich, Neubauten (sofern es keine Sonderbauten sind) ohne 
Baugenehmigung zu errichten. Dafür müssen im Einzelnen folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein: 
 
 das Bauvorhaben muss im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans liegen 

– was bei Projekten in Egersdorf-Nord der Fall ist 
 das Vorhaben muss in vollem Umfang den Festsetzungen des Bebauungsplans ent-

sprechen, also ohne Ausnahmen, Abweichungen oder Befreiungen zulässig sein 
 die Erschließung - d.h. Straßenanbindung, Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung - 

muss gesichert sein 
 
Die einzureichenden Antragsunterlagen sind die gleichen wie beim vereinfachten Verfah-
ren; sie sind ebenfalls beim Bauamt des Marktes Cadolzburg (s.o.) einzureichen. Hört der 
Bauherr von der Gemeinde nichts mehr, so darf er einen Monat nach Vorlage der Unterla-
gen mit dem Bau beginnen. Teilt ihm die Gemeinde schon vorher ihr Einverständnis mit, 
so darf sofort anschließend gebaut werden. 
 
Die Gemeinde muss keine Prüfung durchführen, hat aber das Recht, die Freistellung an 
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Auflagen oder Bedingungen zu knüpfen. Ebenso kann die Gemeinde die Durchführung 
des Freistellungsverfahrens ablehnen und ein Genehmigungsverfahren verlangen (z.B. 
wenn die Voraussetzungen für die Freistellung nicht gegeben sind oder sie beabsichtigt, 
den Bebauungsplan zu ändern). 
 
Gleichzeitig mit der Vorlage der Unterlagen bei der Gemeinde muss der Bauherr seine 
Nachbarn über sein Vorhaben informieren. Empfehlenswert ist es auch hier, die Pläne als 
Zeichen der Zustimmung unterschreiben zu lassen.  
 
Beim Genehmigungsfreistellungsverfahren sind Bauherr und Entwurfsverfasser alleine 
dafür verantwortlich, dass die Voraussetzungen für die Genehmigungsfreiheit erfüllt sind 
und alle für das Bauvorhaben maßgeblichen Vorschriften eingehalten werden.  
 
Genehmigungsfreie Vorhaben 
 
Einige untergeordnete Gebäude und Anlagen gelten nach Art. 57 der Bayerischen Bau-
ordnung als verfahrensfrei, d.h. sie dürfen auch ohne Genehmigung bzw. Genehmigungs-
freistellung errichtet werden.  
 
Voraussetzung für die Zulässigkeit genehmigungsfreier Vorhaben ist allerdings, dass ih-
nen keine anderslautenden Regelungen im Bebauungsplan entgegenstehen. Selbstver-
ständlich müssen auch bei genehmigungsfreien Vorhaben alle baurechtlichen Vorschriften 
z.B. zu Abstandsflächen oder Brandschutz etc. eingehalten werden. 
 
Gültigkeit und Kosten der Baugenehmigung und Freistellungserklärung 
 
Nach Erteilung der Baugenehmigung bzw. Freistellungserklärung erhält der Bauherr eine 
Ausfertigung des Bauantrags zurück; die beiden anderen verbleiben beim Landsratsamt 
bzw. der Gemeinde. 
 
Die Baugenehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von vier Jahren mit dem Bau begon-
nen oder die Bauausführung um mehr als vier Jahre unterbrochen wird; diese Frist kann 
aber auf Antrag um zwei Jahre verlängert werden. 
 
Die Gebühr für die Baugenehmigung beträgt 1 - 2,5 v.T. der Baukosten, wenn sich das 
Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans befindet. Die Gebühren für die 
Freistellung werden von der jeweiligen Gemeinde festgelegt; sie betragen beim Markt Ca-
dolzburg derzeit  50,00 EUR (Stand Juli 2013). 
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Anzeigepflichten 
 
Auch wenn die Genehmigung bzw. Freistellung vorliegt und dem Baubeginn nichts mehr 
im Wege steht, hat der Bauherr im weiteren Verlauf noch einige Anzeigepflichten und Ob-
liegenheiten zu beachten: 
 
 Der Baubeginn und die Wiederaufnahme der Arbeiten nach einer mehr als 6-monatigen 

Unterbrechung sind dem Landratsamt Fürth mindestens eine Woche vorher schriftlich 
mitzuteilen. 

 
 An der Baustelle ist an einer von der öffentlichen Verkehrsfläche aus gut sichtbaren 

Stelle eine Bautafel anzubringen, die die Bezeichnung des Bauvorhabens und die Na-
men und Anschriften von Bauherr und Entwurfsverfasser ausweisen muss. 

 
 Vor Baubeginn müssen die Grundflächen und die Höhenlage der baulichen Anlage 

festgelegt sein. Hierzu wird ein sog. Schnurgerüst errichtet, anhand dessen die Einhal-
tung der Vorgaben der Baugenehmigung überprüft kann. Erst nach Abnahme des 
Schnurgerüsts durch das Landratsamt darf mit den Bauarbeiten begonnen werden. 

 
 Ab Baubeginn müssen die Baugenehmigung und die genehmigten Pläne sowie die er-

forderlichen bautechnischen Nachweise (s.o.) auf der Baustelle vorliegen. 
 
 Die Fertigstellung des Rohbaus sowie die endgültige Baufertigstellung müssen dem 

Landratsamt mindestens zwei Wochen vorher schriftlich gemeldet werden. 
 
 Diesen Fertigstellungsanzeigen ist jeweils auch die Abnahmebescheinigung des Be-

zirksschornsteinfegermeisters beizufügen. 
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Ansprechpartner im Bauamt Cadolzburg 
 
Anschrift:  Rathausplatz 1, 90556 Cadolzburg 
Zimmer: 2. Obergeschoss, Zimmer 21 
  
Bebauungsplan und Baugestaltung 
Herr Bloß, Marktbaumeister 
Tel.: 09103 509-40 
h.bloss@cadolzburg.de  
 
Annahme und Prüfung der Bauanträge 
Frau Glück 
Tel.: 09103 509-41 
s.glueck@cadolzburg.de 
Frau Bonath 
Tel.: 09103 509-38 
a.bonath@cadolzburg.de 
 

Ansprechpartner im Landratsamt Zirndorf 
 
Anschrift: Am Pinderpark 2, 90513 Zirndorf 
 
Bauverwaltung 
Frau Beck 
Tel.: 0911/9773-1511 
l-beck@lra-fue.bayern.de 
 
Frau Wiedemann 
Tel.: 0911/9773-1512 
p-wiedemann@lra-fue.bayern.de 

 

 Teil 4: Weitere Informationen 
 

 Bebauungsplan und Bauantrag 
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Technische Auskünfte 
Herr Schmidt 
Tel.: 0911/9773-1513 
h-schmidt@lra-fue.bayern.de 
 

Weitere Ansprechpartner 
 
Katastergrundlage 
Vermessungsamt Neustadt a.d. Aisch 
Parkstraße 10, 91413 Neustadt  
Tel. 09161/30708-0 
 
Solarenergie 
solid GmbH, Solarenergie Kompetenzzentrum 
Heinrich-Stranka-Str. 3-5, 90765 Fürth 
Tel. 0911/81027-0 
www.solid.de 
 

Linksammlung 
 
Bauherreninfo der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern: 
http://www.stmi.bayern.de/buw/bauherreninfo/index.php 
 
Energieeffizienz-Info des Bundesministeriums für Verkehr-, Bau- und Stadtentwicklung: 
http://www.bmvbs.de/DE/BauenUndWohnen/EnergieeffizienteGebaeude/energieeffiziente-
gebaeude_node.html 
 
Förderungen durch die kfw-Bank: 
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Privatpersonen/Neubau/ 
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Ansprechpartner zur Erschließung 
 
Hausanschlusspläne Kanal, Wasser 
Ing.-gesellschaft Baier&Schwarzott 
Heinz Baier 
Tel: 09103 / 7198  11 
E-Mail: baier@baier-schwarzott.de 
 
Kanal-, Wasserleitungsnetz, Straßenbeleuchtung 
Gemeindewerke Cadolzburg 
Armin Betz 
Tel: 09103 / 7901 56 
E-Mail: abetz@werke-cadolzburg.de  
 
Strom 
N-ERGIE Netz GmbH 
Herr Muschler (Baustrom) 
Tel: 0911 / 802 177 68 
Frau Betz (Hausanschluss) 
Tel: 0911 / 802 177 83 
www.n-ergie-netz.de 
 
Gas 
infra fürth gmbh 
Herr Klopf 
Tel: 0911 / 97 04 7285 
Herr Grasser 
Tel: 0911 / 97 04 7284 
 
Telekommunikation 
Deutsche Telekom 
Matthias Hofmann 
Tel: 0911 / 150 4814 
 

 

 Erschließung und Bauablauf 
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Ansprechpartner zum Bauablauf 
 
Schnurgerüstabnahme 
Landratsamt Zirndorf 
Herr Schwarz 
Tel 0911/9773-1507 
f-schwarz@lra-fue.bayern.de 
 
Schornsteinfeger 
Joachim Hübner 
Westenstraße 3a, 91180 Heideck 
Tel: 09177 / 48 46 15 
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Verfasser: 
 
Felix Boenigk, Dipl.-Ing. (FH) Stadtplaner 
 

 
 
DSK Deutsche Stadt- und Grundstücksentwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG 
Büro Nürnberg 
Ötterichweg 7, 90411 Nürnberg 
Tel:  0911 / 520 99 – 40 
Fax: 0911 / 520 99 – 60 
E-Mail: felix.boenigk@dsk-gmbh.de 
Internet: www.dsk-gmbh.de 
 
 
Manfred Hierer, Dipl.-Ing. Architekt 
 
Zur Erzleite 23, 90556 Cadolzburg 
Tel:  09103 / 16 15 
Fax: 09103 / 54 27 
E-Mail manfred@hierer.de 
 
 

Roland Ellinger, Landschaftsarchitekt BDLA 
 

Bubenfeldstraße 4, 90556  Cadolzburg 
Tel : 09103/ 796 540 
Fax:  09103 / 796 539 
E-Mail: info@gruenplanung-ellinger.de 

 
 
Auftraggeber 
 
Markt Cadolzburg  
 
 
 
 
 
1. Auflage 
Nürnberg, im Oktober 2013 


